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BIC BYLADEMM 

Vollzug des Bayerischen Denkmalschutzgesetzes (BayDSchG) 
Stadt Günzburg, Lkr. Günzburg: Vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 79 "Beidseits 
der Schreberstraße" 
 
 
Zuständiger Gebietsreferent: 

Bodendenkmalpflege: Herr Dr. Johann Tolksdorf 

 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
wir bedanken uns für die Beteiligung an der oben genannten Planung und bitten Sie, 

bei künftigen Schriftwechseln in dieser Sache, neben dem Betreff auch unser 

Sachgebiet (B Q) und unser Aktenzeichen anzugeben. Zur vorgelegten Planung 

nimmt das Bayerische Landesamt für Denkmalpflege, als Träger öffentlicher Belange, 

wie folgt Stellung: 

 

Bodendenkmalpflegerische Belange: 

Wir empfehlen, die weitergehende konkrete Regelung hinsichtlich des notwendigen 

Erlaubnisverfahrens gem. Art. 7 BayDSchG im gesamten Geltungsbereich dem 

allgemeinen Hinweis der Meldepflicht nach Art. 8 BayDSchG voranzustellen. 

Weiterhin weisen wir darauf hin, dass der in der Begründung unter 21. 8 und 22 

umfangreich zitierte Hinweis zur Meldepflicht gem. Art. 8 BayDSchG die Belange nur 

unzureichend abbildet und hier stattdessen vorrangig auf das notwendige 

Erlaubnisverfahren gem. Art. 7 Abs. 1 und 6 BayDSchG abzustellen wäre.  
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Die Untere Denkmalschutzbehörde erhält dieses Schreiben per E-Mail mit der Bitte 

um Kenntnisnahme. Für allgemeine Rückfragen zur Beteiligung des BLfD im Rahmen 

der Bauleitplanung stehen wir selbstverständlich gerne zur Verfügung.  

Fragen, die konkrete Belange der Bau- und Kunstdenkmalpflege oder 

Bodendenkmalpflege betreffen, richten Sie ggf. direkt an den für Sie zuständigen 

Gebietsreferenten der Praktischen Denkmalpflege (www.blfd.bayern.de).  

Mit freundlichen Grüßen 

Dr. Jochen Haberstroh 

Diese Stellungnahme ist ohne eigenhändige Unterschrift gültig.  

Sollte das Fachrecht, auf dem die Beteiligung des Bayerischen Landesamtes für Denkmalpflege beruht, 

ausnahmsweise eine eigenhändig unterschriebene Stellungnahme verlangen, wird um Hinweis gebeten.  
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 Datenschutzhinweis  
Der zur Verfügung gestellte Plan ist Eigentum der DB InfraGO AG sowie anderer 
Konzernunternehmen und ist vertraulich zu behandeln. Er darf weder an Dritte weitergeleitet, noch 
vervielfältigt bzw. veröffentlicht werden.  
Sämtliche Unterlagen sind nach Abschluss der Arbeiten zu vernichten. 
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Schöppe Josie

Von: Gackowski Wolfgang <wolfgang.gackowski@hwk-schwaben.de>
Gesendet: Dienstag, 17. September 2024 15:22
An: Stellungnahmen Kling Consult
Cc: Bauleitplanung; info@khw-guenzburg.de
Betreff: WG: 6646: vB-Plan Nr. 79 'Beidseits der Schreberstraße', Stadt Günzburg - 

Beteiligung gem. § 4 Abs. 1 BauGB XRM:0023262
Anlagen: 6646 TÖB Formblatt V.pdf

hier: Beteiligung Träger öffentlicher Belange an der Bauleitplanung nach § 4 Abs. 1 BauGB 
 
Sehr geehrter Herr Frey, 
sehr geehrte Damen und Herren, 
 
nach Durchsicht und Überprüfung der eingegangenen Unterlagen sind wir in Zusammenarbeit mit 
der Kreishandwerkerschaft Günzburg / Neu-Ulm zu dem Ergebnis gekommen, dass gegen 
vorbezeichnete Bauleitplanung keine grundsätzlichen Bedenken bestehen. 
 
In der Schalltechnischen Untersuchung wird darauf verwiesen, dass detaillierte Angaben zu den 
Abläufen und technischen Anlagen der umliegenden Gewerbebetriebe nicht vorlägen. 
Entsprechende Angaben sind uns ebenfalls nicht bekannt. Gleichwohl erscheinen uns die 
Schlussfolgerungen in dieser Untersuchung und auch die weiteren Festsetzungen plausibel. 
Dennoch bitten wir darum, auf die berechtigten belange dieser Betrieb Rücksicht zu nehmen und 
werden uns erneut eingehend dazu äußern, sollte sich ein Mitgliedsbetrieb in seinem 
Bestandsschutz eingeschränkt sehen.  

Freundliche Grüße 

Ass. jur. Wolfgang Gackowski 
---------------------------------------------------------------------------------- 
Handwerkskammer für Schwaben 
Geschäftsbereich Beratung, Recht und IT 
Siebentischstraße 52-58 
86161 Augsburg 
Tel.         0821 3259-1214 
web:     www.hwk-schwaben.de 

www.bildungschwaben.de 
mailto:  wolfgang.gackowski@hwk-schwaben.de  
 
Unsere Bildungszentren sind zertifiziert nach DIN EN ISO 9001 
------------------------------------------------------------------------------------ 
 

 
 
*Gefördert durch:  
-              Bundesministerium für Wirtschaft und Klimaschutz aufgrund eines Beschlusses des Deutschen Bundestages 
-              Bayerische Staatsregierung für Wirtschaft, Landesentwicklung und Energie 

 
 
Von: Harder Kathrin <Kathrin.Harder@klingconsult.de>  
Gesendet: Freitag, 23. August 2024 07:50 

 Sie erhalten nicht oft eine E-Mail von wolfgang.gackowski@hwk-schwaben.de. Erfahren Sie, warum dies wichtig ist   
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Schöppe Josie

Von: Frey Alexander
Gesendet: Freitag, 20. September 2024 11:39
An: Stellungnahmen Kling Consult
Betreff: WG: Stellungnahme zur Stadt Günzburg, Bebauungsplan Nr. 79 "Beidseits 

der Schreberstraße“

Von: bauleitplanung@schwaben.ihk.de <bauleitplanung@schwaben.ihk.de>  
Gesendet: Freitag, 20. September 2024 11:18 
An: Frey Alexander <Alexander.Frey@klingconsult.de>; bauleitplanung@schwaben.ihk.de 
Betreff: Stellungnahme zur Stadt Günzburg, Bebauungsplan Nr. 79 "Beidseits der Schreberstraße“ 
 

 

Stadt Günzburg 
Bebauungsplan Nr. 79 "Beidseits der Schreberstraße“ 

Stellungnahme als Träger öffentlicher Belange nach § 4 Abs. 1 BauGB  

  

Sehr geehrter Herr Frey, 
Sehr geehrte Damen und Herren, 

vielen Dank für die Möglichkeit zur Stellungnahme zum o.g. Verfahren. 

Aus Sicht der IHK Schwaben bestehen hinsichtlich des vorgelegten Vorentwurfs insbesondere zu 
Umweltaspekten keine Anmerkungen oder Bedenken. Vor dem Hintergrund, dass sich im direkten Anschluß 
eine Filiale von McDonalds befindest sowie direkt westlich des Plangebiets eine aktive Bahnlinie sowie eine 
Einzelhandelsagglomerations anschließen, plädiert die IHK Schwaben dafür, über Vorgaben zum passiven 
Schallschutz sicherzustellen, dass es nicht zu Einschränkungen kommt. 

Eine abschließende Einschätzung kann jedoch erst nach Sichtung der finalen Planunterlagen im Zuge des 
Beteiligungsverfahrens nach § 4 Abs. 2 BauGB erfolgen. 

Mit freundlichen Grüßen 

 

Franziska Behrenz 
IHK Schwaben 
Stettenstr. 1 + 3 
86150 Augsburg 
Tel: 0821-3162-158 

 Sie erhalten nicht oft eine E-Mail von bauleitplanung@schwaben.ihk.de. Erfahren Sie, warum dies wichtig ist   
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Günzburg, 26. September 2024, Az. 6102 
 
 
 
 
Bauleitplanung; 
Beteiligung des Landratsamtes Günzburg als Träger öffentlicher Belange  
an der Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 79 „Beidseits der Schreber-
straße“ durch die Stadt Günzburg 
 
- frühzeitige Behördenbeteiligung gemäß § 13a i. V. m. § 4 Abs. 1 BauGB - 
(Scopingverfahren) 
 
 
 

Stellungnahme des Landratsamtes Günzburg 
zum Vorentwurf vom 01.08.2024 (Arbeitsstand 22.08.2024) 

 
 
Die Stadt Günzburg hat beschlossen, den vorhabenbezogenen Bebauungsplan „Beidseits der Schreber-
straße“ in Günzburg aufzustellen. 
Anlass der Planung ist die Konversion einer Gewerbebrache in Günzburg (ehemals Reifen-Ihle) vorran-
gig zu Flächen für Wohnbebauung mit untergeordneten sozialen und gewerblichen Nutzungen. 
Im gesamten Vorhabengebiet sind ca. 165 Wohnungen geplant, Teile davon als geförderter bzw. sozia-
ler Wohnungsbau. Daneben entsteht ein Parkhaus und darin ein Cafe, ein Blockheizkraftwerk im Unter-
geschoß zur energetischen Versorgung des Quartiers und eine Mobilitätsstation für Carsharing, E-Fahr-
räder/Lastenräder. Zudem ist ein KiTa-Gebäude vorgesehen. 
 
Das Landratsamt Günzburg nimmt zur Vorentwurfsplanung wie folgt Stellung: 
 
 
Immissionsschutz 
 
Im Plangebiet westlich und östlich der Schreberstraße ist eine Mischung aus Wohnbebauung und ge-
werblichen/urbanen Nutzungsformen (Gastronomie, Gewerbe, BHKW-Energieerzeugung, Parkhaus, 
Mobilitätsstation und dergleichen) geplant. 
Es werden Urbane Gebiete (MU) und ein Allgemeines Wohngebiet (WA) ausgewiesen. 
 
Im Plangebiet treten aufgrund der Innenstadtlage mit umliegenden Gewerbebetrieben und Straßen- und 
Schienenverkehrseinrichtungen nicht unerhebliche Lärmeinwirkungen auf. 
Dazu liegt eine schalltechnische Untersuchung vom 27.10.2023 der Firma imakum vor. Es wurde die 
Lärmvorbelastung durch den umliegenden Gewerbelärm und die Lärmbelastung durch den Straßen- 
und Schienenverkehr sowie die Erschütterungen und der sekundäre Luftschall durch den Schienenver-
kehr im Plangebiet untersucht. 
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Gewerbelärm 
 
Gewerbelärmvorbelastungen durch umliegendes Gewerbe im Plangebiet 
 
Die gewerbliche Lärmvorbelastung wurde z.T. gemessen und anhand von Annahmen berechnet. Insbe-
sondere aufgrund der Annahme anhand von typischen Flächenemissionen kann es zu Abweichungen 
zur realen Vorbelastung kommen. Allerdings erscheinen die Annahmen fundiert und nachvollziehbar, 
das erfasste Gebiet recht umfassend und es wird konservativ stets von einem gleichzeitigen Auftreten 
ausgegangen. Die Untersuchung erscheint daher geeignet und aussagekräftig. 
 
Aufgrund der gewerblichen Vorbelastung, insbesondere durch McDonald an der Ulmer Straße, kommt 
es zur Nachtzeit zu erheblichen Immissionsrichtwertüberschreitungen nach der TA Lärm in den urbanen 
Gebieten. 
Im Gutachten sind daher Zielvorgaben für die weitere Planung vorgegeben worden, so zum Bespiel im 
MU4 Haus 6 und 7 (Haus 5 laut aktuell vorliegender Vorhabenbeschreibung und Vorhabenplan) die 
Nichtzulassung von Immissionsorten auf der Nordseite. Ansonsten seien an den sonstigen Bereichen 
mit Immissionsrichtwertüberschreitung ausgewählte empfängerseitige Schallschutzmaßnahmen gegen 
Gewerbelärm umzusetzen. Diese seien im weiteren Verfahren zu konkretisieren. 
Welche konkreten Maßnahmen dies sind, fehlt daher noch. 
 
Das Schallgutachten umfasst alle maßgeblichen Aspekte des Lärmschutzes und erscheint nachvollzieh-
bar und plausibel. 
Das Gutachten ist allerdings der aktuellen Planung anzupassen und fortzuschreiben, da sich die Anord-
nung der Häuser und die geplante Nutzung gegenüber dem Stand im Gutachten geändert hat. 
Im anzupassenden Gutachten sind, wie eingangs ausgeführt, ferner die erforderlichen Schallschutz-
maßnahmen abschließend zu ermitteln und festzulegen. Die Maßnahmen müssen die Einhaltung der 
Immissionsrichtwerte der TA Lärm sicherstellen. 
 
Im vorliegenden Bebauungsplan sind keine Schallschutzmaßnahmen festgesetzt. In der Satzung wird 
unter Hinweise lediglich auf das Schallgutachten verwiesen. Inwiefern die Maßnahmen im Vorhaben- 
und Erschließungsplan (VEP) festgelegt sind, ist nicht bekannt. 
 
Die abschließend notwendigen Schallschutzmaßnahmen sind aus immissionsschutzfachlicher Sicht im 
vorhabenbezogenen Bebauungsplan oder im VEP verbindlich festzusetzen. 
 
Ergänzend ist bei der Festlegung von Schallschutzmaßnahmen zur TA Lärm darauf hinzuweisen, dass 
passive Schallschutzmaßnahmen, z.B. in Form von Schallschutzfenster oder dergleichen, nicht möglich 
sind, da nach TA Lärm vor dem geöffneten Fenster von schutzbedürftigen Räumen (maßgeblicher Im-
missionsort) die Immissionsrichtwerte einzuhalten sind. 
Der Gutachter hat dies in seinen bisherigen Ausführungen bereits berücksichtigt. 
 
 
Gewerbelärm durch Nutzungen innerhalb des Plangebietes 
 
Der Gewerbelärm, der durch die Nutzung (Parkhaus, Gastronomie, BHKW und dergleichen) im Plange-
biet selbst ausgeht und im Plangebiet und der Umgebung Lärmimmissionen auslöst, konnte zum Zeit-
punkt der Lärmbegutachtung nicht beurteilt werden und liegt aktuell somit nicht vor. 
Dies ist im weiteren vorhabenbezogenen Bebauungsplanverfahren nachzuholen. Bei der Beurteilung 
des BHKW sind ferner die bei einem BHKW verursachten tieffrequenten Geräuschemissionen zu unter- 
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suchen und entsprechende Mindestschallschutzmaßnahmen zu ermitteln und im Bebauungsplan bzw. 
VEP festzusetzen. Hierbei sind die Vorgaben der DIN 45680 „Messung und Bewertung von tieffrequen-
ten Geräuschen in der Nachbarschaft“ zu beachten. 
 
Bezüglich der Motorabgase wird darauf hingewiesen, dass diese ungehindert in die freie Luftströmung 
mit ausreichender Verdünnung abgeleitet werden (vgl. VDI 3781 Blatt 4). 
Hinsichtlich der Genehmigungsfrage einer BHKW-Anlage ist ferner darauf hinzuweisen, dass BHKW-
Motoren ab einer Gesamtfeuerungswärmeleistung von 1 MW oder mehr (entspricht ca. 400 kW elektri-
scher Leistung) nach dem Bundesimmissionsschutzgesetz genehmigungsbedürftig sind. Inwiefern eine 
BImSchG-Anlage im MU planungsrechtlich zulässig ist, kann nicht beurteilt werden. Es wird angeregt, 
dies ggf. frühzeitig zu klären. 
 
Aus oben genannten Erwägungen wird aus immissionsschutzfachlicher Sicht angeregt, für die BHKW-
Anlage die Möglichkeit der Genehmigungsfreistellung nach Art. 58 Abs. 1 Satz 2 BayBO auszuschlie-
ßen. 
 
Ferner sollten entsprechende Schallschutzfestsetzungen für Ein- und Ausfahrtrampen sowie für Gara-
gentore und Regenrinnen von Tiefgaragen im Bebauungsplan aufgenommen werden. 
 
 
Verkehrslärm 
 
Durch den Schienen- und Straßenverkehr kommt es zu Überschreitungen der Orientierungsrichtwerte 
nach DIN 18005 als auch der Immissionsgrenzwerte nach der Verkehrslärmschutzverordnung (16. BIm-
SchV). 
Aufgrund der geänderten Planung und z.T. Nutzungen ist das Gutachten auch zum Thema Verkehrs-
lärmeinwirkungen im Plangebiet zu aktualisieren und fortzuschreiben. Sollten weiterhin Überschreitun-
gen festgestellt werden, was zu vermuten ist, sind entsprechende Schallschutzmaßnahmen durch den 
Gutachter abschließend zu ermitteln und festzulegen. Im vorhabenbezogenen Bebauungsplan bzw. 
VEP sind die Schallschutzmaßnahmen entsprechend festzusetzen. 
 
Die gutachterliche Überprüfung der Beeinflussung des Verkehrslärms in der Umgebung des Bebau-
ungsplanes durch die Umsetzung des Vorhabens zeigt eine minimale Erhöhung der bestehenden Lärm-
pegel um lediglich 1 dB (rechnerisch 0,1 dB), z.T. sinkt die Belastung sogar leicht.  
 
Aus immissionsschutzfachlicher Sicht erscheint die Auswirkung des Vorhabens in Bezug auf die beste-
hende Verkehrsbelastung in der Nachbarschaft daher unkritisch. 
 
Das Thema Warnsignale am unbeschrankten Bahnübergang ist, wie im Gutachten aufgezeigt, im weite-
ren Bauleitplanverfahren zu klären. Sollte das Ziel, auf die Warntöne zu verzichten, nicht erreicht wer-
den, ist aus immissionsschutzfachlicher Sicht die mögliche Lärmbelastung im Plangebiet schalltechnisch 
zu untersuchen und zu bewerten. 
Die Berechnung und Beurteilung der Warnsignale sollte aufgrund der Art der Geräusche in Anlehnung 
an die TA Lärm unter Berücksichtigung entsprechender Ton- und Impulshaltigkeitszuschläge erfolgen. 
Diesbezüglich erfolgte eine Abstimmung mit dem Bayerischen Landesamt für Umwelt. 
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Gewerbe- und Verkehrslärm an der geplanten Kita-Einrichtung Haus 2 urbanes Gebiet (MU 2) 
 
Aus immissionsschutzfachlicher Sicht sind Kita-Einrichtungen tagsüber besonders schutzbedürftig, 
schließlich sollen und müssen Kinder dort die Möglichkeit der Mittagsruhe und des Mittagsschlafes ha-
ben. Allein die Einhaltung von Tag-Immissionswerten in einem urbanen Gebiet bietet aus fachtechni-
scher Sicht keinen adäquaten Schallschutz. 
 
Aus immissionsschutzfachlicher Sicht sollte im weiteren Verfahren folgende Vorgabe im Bebauungsplan 
umgesetzt werden: 
„Im nachfolgenden Baufreistellungs- oder Baugenehmigungsverfahren ist schalltechnisch nachzuwei-
sen, dass für eine Kindertageseinrichtung die Vorgaben der DIN 4109 „Schallschutz im Hochbau“ (in der 
jeweils geltenden Fassung) eingehalten werden, wobei für die Bemessung der Außenbauteile von 
Ruhe- und Schlafräumen ein um 10 dB(A) erhöhter maßgeblicher Außenlärmpegel zu berücksichtigen 
ist.“ 
 
 
Erschütterungen und sekundärer Luftschall durch den Schienenverkehr im Plangebiet 
 
Westlich der Schreberstraße kommt es laut Gutachten (vgl. Ziffer 7 der Firma imakum i.V. m. dem Gut-
achten der Firma imb-dynamik GmbH vom 10.10.2022) zu erheblichen Erschütterungseinwirkungen und 
sekundären Luftschall, so dass Schutzmaßnahmen (u.a. ggf. elastische Lagerung der Gebäude) not-
wendig werden. Die weiteren Details sollten laut Gutachten in einer geeigneten rechnerischen Modellie-
rung überprüft werden. 
Im weiteren Bauleitplanverfahren sind die erforderlichen Mindestschutzmaßnahmen mit ggf. Vollzugs-
vorgaben zu erarbeiten und im vorhabenbezogenen Bebauungsplan bzw. VEP festzusetzen. 
 
 
Naturschutz und Landschaftspflege 
 
Bei der vorliegenden Planung handelt es sich um eine Maßnahme der Innenentwicklung, bei der ein 
brachliegender, bislang bereits baulich genutzter (gewerbliche Vornutzung) Bereich inmitten der vorhan-
denen Siedlungsstrukturen des Stadtgebietes planerisch neu geordnet und strukturiert werden soll. In-
sofern erfolgt die Aufstellung des Bebauungsplanes im beschleunigten Verfahren gemäß § 13a BauGB, 
ohne Anwendung der Eingriffsregelung und Erstellen eines Umweltberichtes. 
 
Von dem Vorhaben sind keine Biotope oder Schutzgebiete betroffen. 
 
Seitens der unteren Naturschutzbehörde besteht mit der Planung im wesentlichen Einverständnis. 
 
Bezüglich der Thematik „Artenschutz“ bedarf die Planung noch der Ergänzung. Aufgrund der vorhande-
nen Quartiere von Zwerg- und Rauhautfledermaus im Gebäudebestand ist folgender Textbaustein in die 
Festsetzungen des Bebauungsplanes aufzunehmen: 
„Für den Abriss der Gebäude im Geltungsbereich ist bei der Regierung von Schwaben rechtzeitig im 
Vorfeld der Beseitigungsmaßnahmen eine artenschutzrechtliche Ausnahmegenehmigung zu beantra-
gen“. 
 
 
Wasserrecht und Bodenschutz 
 
Von dem Vorhaben werden weder Wasserschutzgebiete, konkrete Planungen nach dem Wassersicher-
stellungsgesetz noch Überschwemmungsgebiete berührt. 
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Altlasten (Altablagerungen und Altstandorte) sind nicht bekannt. 
 
Niederschlagswasserbeseitigung / Bodenversiegelungen 
 
Mit den Ausführungen zur Niederschlagswasserbeseitigung und zu Bodenversiegelungen besteht aus 
wasserrechtlicher Sicht grundsätzlich Einverständnis. 
 
Nach dem Beschluss des Bayerischer Verwaltungsgerichtshofs (VGH) vom 13.4.2018, 9 NE 17.1222, 
kommt der Erschließungskonzeption, insbesondere auch für das Niederschlagswasser, für die Recht-
mäßigkeit der Bauleitplanung eine ganz besondere Bedeutung zu. Ein fehlendes oder fehlerhaftes Ent-
wässerungskonzept führt dazu, dass der Bebauungsplan ein Ermittlungs- und Bewertungsdefizit auf-
weist und damit einer gerichtlichen Prüfung nicht standhält. Hierzu ist dieser abwägungserhebliche Ge-
sichtspunkt sachverständig aufzuklären. Es ist klar aufzuzeigen, wie die Abwasserbeseitigung und Was-
serversorgung erfolgen soll. 
 
Unnötige Bodenversiegelungen sind zu vermeiden. Niederschlagswasser ist soweit möglich zu versi-
ckern. Der flächenhaften Versickerung ist Vorrang vor einer punktuellen Versickerung zu geben. Diese 
Forderungen stützen sich auf § 1a Abs. 2 BauGB (Bodenschutzklausel), Art. 7 der Bayerischen Bauord-
nung (BayBO) und § 5 Abs. 1 Nr. 4 des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG). Hierdurch wird nicht nur die 
Grundwasserneubildung gefördert, sondern ein aktiver Beitrag zum überragend wichtigen Hochwasser-
rückhalt geleistet. 
 
Nach Artikel 44 Bayerisches Wassergesetz (BayWG) gilt: 
„Zur Minderung von Hochwasser- und Dürregefahren sollen Staat und Gemeinden im Rahmen ihrer Auf-
gaben hinwirken auf 
1. Erhalt und Wiederherstellung der Versickerungsfähigkeit der Böden, 
2. dezentrale Versickerung von Niederschlagswasser, 
3. Maßnahmen zur natürlichen Wasserrückhaltung und Wasserspeicherung“. 
 
Für Staat und Gemeinden stellt eine Soll-Vorschrift in der Regel ein „Muss“ dar. Deshalb ist das Gebot 
einer Versickerung von unverschmutztem Niederschlagswasser in der Regel zwingend festzusetzen, 
soweit dies im Hinblick auf die Untergrundverhältnisse möglich bzw. im Gewerbegebiet nicht aus Grün-
den des Grundwasserschutzes unmöglich ist. 
 
 
Abwehrender Brandschutz 
 
Die Belange der Feuerwehr sind unter Ziffer 15 und 16 der Begründung gewürdigt, mit dem vorhaben-
bezogenen Bebauungsplan „Beidseits der Schreberstraße“ in Günzburg besteht seitens der Brand-
schutzdienststelle Einverständnis. 
 

- Ende der Stellungnahme des Landratsamtes Günzburg  
zum Vorentwurf vom 01.08.2024 (Arbeitsstand 22.08.2024) - 

 
Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 79 „Beidseits der Schreberstraße“ 

durch die Stadt Günzburg 
 

- frühzeitige Behördenbeteiligung gemäß § 13a i. V. m. § 4 Abs. 1 BauGB - 
 

Günzburg, 26. September 2024 
 

Die Stellungnahme ist ohne eigenhändige Unterschrift gültig. 
___________________________________________________________________________________ 
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Wasserwirtschaftsamt 

Donauwörth     

    
 

WWA Donauwörth – Förgstraße 23 – 86609 Donauwörth 
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Standort 
Förgstraße 23 
86609 Donauwörth 

Telefon / Telefax 
+49 906 7009-0 
+49 906 7009-136 

E-Mail / Internet 
poststelle@wwa-don.bayern.de 

www.wwa-don.bayern.de 

per E-Mail 
Kling Consult GmbH 
Burgauer Straße 30 
86381 Krumbach 
 
stellungnahmen@klingconsult.de 

 

 
Ihre Nachricht Unser Zeichen Bearbeitung  +49 (906) 7009-603 Datum 
23.08.2024  1-4622-GZ-30820/2024 Simon Bock 14.10.2024 
     

 

    

vB-Plan Nr. 79 'Beidseits der Schreberstraße', Stadt Günzburg 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

zu o. g. Aufstellung des Bebauungsplanes erhalten Sie unsere Stellungnahme wie 
folgt: 
 

Vorranggebiet für die Wasserversorgung 

Das Planungsgebiet ist im Regionalplan Donau-Iller als Vorranggebiet für die Was-
serversorgung ausgewiesen (Kennzahl: 2810752700002, Name: Günzburg Ww II.).  

Die allgemein gültigen Regeln des Grundwasserschutzes sind einzuhalten. Zudem 
dürfen keine tiefgründigen Bodeneingriffe ins Tertiär stattfinden.  

 

Gegen den Bebauungsplan bestehen keine grundlegenden wasserwirtschaftlichen 
Bedenken, wenn obige Ausführungen berücksichtigt werden.  
 

Mit freundlichen Grüßen 
 
gez. 
 
Simon Bock 
Baurat 
 
Verteiler: 
Landratsamt Günzburg  mit der Bitte um Kenntnisnahme 
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Schöppe Josie

Von: Frey Alexander
Gesendet: Donnerstag, 19. September 2024 16:17
An: Stellungnahmen Kling Consult
Betreff: WG: Vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 79 "Beidseits der 

Schreberstraße"  + Bilder Teil 1

 

Von: Kurt Lindenmayer <kurt@lindenmayergz.de>  
Gesendet: Donnerstag, 19. September 2024 15:38 
An: a.hanisch@rathaus.guenzburg.de 
Cc: beate@lindenmayergz.de; 'Kurt Lindenmayer' <kurt@lindenmayergz.de>; Frey Alexander 
<Alexander.Frey@klingconsult.de> 
Betreff: Vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 79 "Beidseits der Schreberstraße" + Bilder Teil 1 
 

Hallo Frau Hanisch, 
 
wie Ende August telefonisch besprochen, hat sich etwas verzögert, meine Stellungnahme und Bedenken für diesen 
Bebauungsplan. 
Im Anhang übermittle ich Ihnen auch die Antworten der Firma Haupt vom 29.9.22 und der Stadt Günzburg vom 
01.12.22 zu meinen schon damals angesprochenen Punkten. 
 
Erstmal ein paar Maße: 
Abstand LKW-Halle Ihle <>  Grundstücksgrenze = 5,10 m 
Abstand unser Wohngebäude <> Grundstücksgrenze = 3,00 m 
 
Mauerhöhe auf der Ihle Seite  = 1,28 m 
Mauerhöhe unserer Grundstücksseite = 1,13 m 
Mauerstärke = 0,19 m 
Hier ist zu berücksichtigen, dass die Grundstücksgrenze (Mauer) seitens der Firma Ihle errichtet wurde. Die Mauer 
befindet sich jedoch je zur Hälfte auf Ihle-Gelände und unserem Grundstück (Bild5).  
 
Thuja-Hecke, Länge 20 m, gepflanzt Ende70er-Jahre, Entfernung zur Grundstücksgrenze 1 m, 
Nach dem jährlichen Schnitt am 18.9.24 wurde sie auf 3,30 m gestutzt (Bild3, Bild4).Diese Hecke wurde in Absprache 
mit der Firma Ihle gepflanzt, um für die Feuerwehreinfahrt, die gleichzeitig genutzt wurde für Werks- und 
Lieferanten-Verkehr, einen Sicht- und Lärm-Schutz zu erreichen.  
 
Anmerkungen/ Bedenken: 
 

1. Wir sind die einzigen, unmittelbar betroffenen Nachbarn zum neuen Wohngebiet (Haus 7), die 
Wohngebäude der anderen betroffenen Nachbarn sind jeweils mindestens 20 bis 30 Meter von der 
Grundstücksgrenze entfernt. 

2. Um den Bestandsschutz meiner Hecke sicherzustellen, ist meines Erachtens der Erhalt der Mauer 
notwendig, da bei Abriss dieser Mauer meine Hecke auf jeden Fall  dauerhaft geschädigt wird. Deshalb 
solllten die bestehenden Schäden an dieser Mauer (Bild1, Bild2) auf jeden Fall beseitigt werden.  

3. Ich beantrage jetzt schon ein Wegerecht auf dem Nachbarsgelände in der Länge meines Grundstückes zur 
Heckenpflege. 

4. Ist es richtig, dass die bestehenden Kellerräume auch unter der LKW-Halle in der jetzigen Form erhalten und 
die Gebäude darauf aufgebaut werden ? Ist dies dann in der Gebäudehöhe brerücksichtig ? 

5. Wird die eingetragene Gebäudehöhe (Haus 7) von 9,20 von der Höhe des Straßenbelages Rinnweg 
gemessen ? Wir haben dann auf jeden Fall mit extremer Beschattung aus Süden/Westen zu leben.  Die 

 Sie erhalten nicht oft eine E-Mail von kurt@lindenmayergz.de. Erfahren Sie, warum dies wichtig ist   
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Nutzung unseres seit 2004 bestehenden Swimming-Pools wird dadurch massiv eingeschränkt (weniger 
Sonne = kälteres Wasser) (Bild 6)!  

6. Welche Höhe wird dann für die Photovoltaik-Anlage zusätzlich veranschlagt und in welcher Himmelsrichtung 
würde eine mögliche Aufständerung erfolgen. 

7. Warum wurde die Form des Staffel-Geschosses nicht nach Osten geplant, wir hätten dadurch wahrscheinlich 
mehr Sonnenschein im Garten (Swimmingpool , Terrasse und Balkon) und das Gebäude wäre kein 
monumentaler Kasten. Wir sehen unsere Privatsphäre Richtung Osten in unserem Garten gestört. 

8. Die bisherige Feuerwehrzufahrt wird ja zurückgebaut. Heißt das, dass der dortige Abwasserkanal auch 
zurückgebaut wird ? Die Schächte sind momentan  sehr zugemüllt und wären im Falle starken Regens / 
Hochwasser bestimmt nutzlos. Hier sollte bis zum Baubeginn vielleicht mal eine Säuberung durchgeführt 
werden. 

9. Hinsichtlich der geplanten Tiefgarage würde mich interessieren wie und wo die entsprechenden Be- und 
Entlüftungsanlagen positioniert werden. Eine Zufahrt seitens Rinnweg ist ja nicht vorgesehen und so von 
Ihnen telefonisch bestätigt worden. 

10. Wann ist die Sanierung der bei der Baugrunderkundung festgestellten Altlasten im Untergrund geplant. 
11. Ich setze voraus, dass Schäden an unserem Grundstück / Gebäuden die bei Erdbewegungen , Rütteln, 

Rammen bzw. Einbringen von Spundwänden usw. verursacht werden durch den Bauträger kostenlos 
beseitigt werden.  

 
Ich bitte um zeitnahe Beantwortung meiner Fragen , aufgrund meines Krankenhaus-Aufenthaltes, ab 25.9.24 an 
meine mailadresse und CC an beate@lindenmayergz.de 
 
Ich weise darauf hin, dass ich meine Bedenken und Ihre Antworten auf jeden Fall extern prüfen lasse und bitte 
deshalb um Terminverlängerung bis Ende November 2024 
 
Mit freundlichem Gruß 
Kurt Lindenmayer                           Beate Lindenmayer 
Tel. 0172-7307946                         Tel. 0173-2919608 
 
89312 Günzburg, Rinnweg 6 
Tel. 08221-6871 
Fax 08221-5693 
 
Aufgrund der Anzahl Bilder sende ich Ihnen diese aufgeteilt auf mehrere Mails 
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